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Liebe Bürgerinnen, 
liebe Bürger! 
 

Am Mittwoch hat der Deutsche Bundestag der 
Opfer des Nationalsozialismus gedacht. Vor 25 
Jahren hatte der damalige Bundespräsident 
Roman Herzog den 27. Januar – das Datum der 
Befreiung des Vernichtungslagers Auschwitz, 
zum nationalen Gedenktag erklärt. In diesem 
Jahr stand die Gedenkveranstaltung zugleich im 
Zeichen des Jubiläumsjahrs „321 – 2021: 1700 
Jahre jüdisches Leben in Deutschland“. Zu 

Beginn der Veranstaltung sprach Bundestagspräsident Wolfgang Schäuble, anschließend 
unter anderem die Präsidentin der Israelitischen Kultusgemeinde München und 
Oberbayern, Charlotte Knobloch. 
 

In dieser Woche standen zudem im Deutschen Bundestag wieder eine Reihe anderer 
wichtiger Themen auf der Tagesordnung. 
 

Gute Nachrichten gibt  es für Familien: Der Bundestag hat in dieser Plenarwoche eine 
Reform des Elterngeldes verabschiedet, mit der das Elterngeld weiter vereinfacht und 
flexibilisiert wird. Künftig können Elterngeldbezieher bis zu 32 Wochenstunden arbeiten. 
Der neue „Frühchenmonat“ gibt Eltern von Frühchen mehr Zeit, sich um ihr Kind zu 
kümmern. 
 

Am Mittwoch  haben wir den Jahreswirtschaftsbericht diskutiert, den Wirtschaftsminister 
Peter Altmaier in einer Regierungserklärung vorgestellt hat. Im Zentrum des Berichts und 
der sich anschließenden Debatte stand dabei die Frage, wie unser Land möglichst schnell 
aus der wirtschaftlichen Talsohle herauskommt. Zu der aktuellen Debatte über die 
Aussetzung der Schuldenbremse habe ich eine klare Haltung: Wir müssen im nächsten 
Jahr zu den normalen Regeln der Schuldenbremse zurückkehren. Denn die Stabilität der 
Staatsfinanzen ist entscheidend für die Chancengleichheit der künftigen Generationen und 
aus meiner Sicht nicht verhandelbar. 
 

Ein wichtiges Projekt ist die Digitalisierung der Verwaltung. Bei diesem Mammutprojekt 
sind wir in dieser Woche einen großen Schritt vorangekommen. Der Deutsche Bundestag 
hat in dieser Woche das Registermodernisierungsgesetz beschließen. Hinter diesem 
sperrigen Namen verbirgt sich eines der wichtigsten Elemente der Digitalisierung der 
Verwaltungsabläufe in unserem Land.  
 
Ich wünsche Ihnen viel Spaß beim Lesen meines Infobriefs! 
 
 

Herzliche Grüße 

Ihr Sebastian Brehm, MdB 
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AKTUELLE STUNDE ZUR CORONA-PANDEMIE  

Schrittweise aus dem Lockdown  
 

Abgeordnete der CDU/CSU-Fraktion haben eine Strategie gefordert, um Deutschland aus 
dem Lockdown herauszuführen. In einer Aktuellen Stunde des Bundestags zur 
Bewältigung der Corona-Pandemie sagte der stellvertretende Fraktionsvorsitzende 
Thorsten Frei: „Wir müssen über einen Plan sprechen, wie wir Schritt für Schritt aus 
dieser Krise herauskommen.“ 
 

 
 
 
Auf Basis der Inzidenzen müsse man eine Idee entwickeln, „wie wir gerecht und in sich 
schlüssig“ aus dem Lockdown herausfinden, sagte Frei. Ziel des Lockdowns ist es, die 
Inzidenz – also die Zahl der Neuinfektionen pro 100.000 Einwohner je Woche – auf unter 
50 zu drücken. So sollen die Menschen vor Ansteckung geschützt, eine Überforderung des 
Gesundheitssystems soll verhindert werden.  
 
Verdruss der Menschen wächst 
Auch Fraktionsvize Georg Nüßlein verlangte, dass man sich über „längerfristig tragende 
Alternativen“ Gedanken mache. Denn das Virus werde Mitte Februar nicht verschwunden 
sein und der Verdruss der Menschen über die Beschränkungen wachse. Der Lockdown gilt 
seit Anfang November und wurde seither mehrfach verschärft und verlängert – zuletzt bis 
zum 14. Februar.  
 
Ausbreitung von Mutationen droht 
Die Situation sei kompliziert, sagte Nüßlein in der Aktuellen Stunde, die die 
Koalitionsfraktionen beantragt hatten. Auf der einen Seite sinke die Zahl der 
Neuinfektionen, auf der anderen Seite drohe die Ausbreitung der Virus-Mutanten. 
„Vorsicht ist sinnvoll und geboten“, betonte er. Eine Lockerung der 
Kontaktbeschränkungen und eine Öffnung von Geschäften oder Gastronomie müsse so 
gestaltet werden, dass die Infektionszahlen nicht gleich wieder nach oben schnellten.   
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Nüßlein betonte allerdings: „Wir werden es uns auf Dauer nicht leisten können, alles 
herunterzufahren.“  
 
Perspektiven für Unternehmen 
Der stellvertretende Fraktionsvorsitzende Carsten Linnemann forderte eine Perspektive für 
Unternehmen, die im Lockdown mit einem „faktischen Berufsausübungsverbot“ belegt 
wurden – von den Schaustellern über die Messebauer bis zu den Gastwirten. Diese 
Unternehmen brauchten zwar Überbrückungshilfe, aber sie wollten weder „Bittsteller“ 
noch vom Staat abhängig sein: „Sie möchten arbeiten, sie brauchen eine Perspektive.“ 
 
Tests ausweiten 
Mit Blick auf die Strategie sprach sich Nüßlein für eine massive Ausweitung der Tests aus, 
auch der neuen Selbsttests, die bald in Apotheken zu kaufen sein sollen. Verknüpft werden 
sollte das Ganze mit einer Meldepflicht für Schnelltests. Zur Teststrategie sagte 
Fraktionsvize Andreas Jung, der Bund habe den Rahmen dafür geschaffen, trage die Kosten 
und biete Personal an, beispielsweise Bundeswehr-Soldaten, die in Gesundheitsämtern 
und Altenheimen helfen. Nun müssten die Angebote auch konsequent umgesetzt, diese 
Helfer auch angefordert werden.  
 
Grenzschließungen als „ultima ratio“ 
Für ein gemeinsames Vorgehen auf EU-Ebene plädierte Thorsten Frei. Er halte es 
angesichts der sich schneller ausbreitenden Mutationen des Virus auch für richtig, dass 
der Bundesinnenminister Grenzschließungen erwäge. Sie könnten allerdings nur eine 
„ultima ratio“ sein. „Wir müssen alles Notwendige tun, um weiter für den Schutz der 
Bevölkerung zu arbeiten“, sagte er. Mit Blick auf die mehr als 53.000 Toten, die die Corona-
Pandemie in Deutschland gefordert hat, verwahrte er sich gegen den Vorwurf, hier würde 
Angst geschürt. 
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JAHRESWIRTSCHAFTSBERICHT 2021 

Die Wirtschaft muss sicher und stark bleiben 
 

Im Bundestag wurde der Jahreswirtschaftsbericht 2021 in einer Regierungserklärung 
vorgestellt. Die darauffolgende Debatte unterstrich: Haushaltskonsolidierung ist 
entscheidend, um aus der Krise herauszukommen. 
 

 
 
 
Trotz der Corona-Pandemie wird die deutsche Wirtschaft in diesem Jahr wachsen – wenn 
auch nicht ganz so stark wie zunächst erwartet. Nach dem deutlichen Rückgang zum 
Beginn der Krise geht es für die Unternehmen seit September wieder aufwärts. Der 
Aufschwung halte 2021 weiter an, „wenn auch mit weniger Dynamik“, sagte 
Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier bei der Vorstellung des 
Jahreswirtschaftsberichts 2021. 
 
„Robustes Wachstum“ 
Demnach geht die Bundesregierung in diesem Jahr von einem Wachstum von 3 Prozent 
aus. Altmaier bezeichnete die Entwicklung als „robustes Wachstum“ und betonte, dass 
sich die deutsche Wirtschaft bisher sehr erfolgreich gegen die Auswirkungen der Corona-
Krise gestemmt habe. Der Bundeswirtschaftsminister stellte klar: „Ein Jahr nach der 
Pandemie ist die Substanz der deutschen Wirtschaft intakt.“ 
Die gemeinsame Kraftanstrengung bestünde nun darin, die Anzahl der Corona-
Neuinfektionen auf ein vertretbares Maß zu senken und die Zahl der Toten zu reduzieren 
– umso schneller könne dann „die Wirtschaft wieder ihr Potenzial entfalten“. Als größte 
Herausforderung an die Zukunft umriss Altmaier das Ziel: „Unsere Wirtschaft muss sicher 
und stark bleiben.“ 
 
„Dampfwalze“ traf Wirtschaft 
Der stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Carsten Linnemann 
bezeichnete Corona als „Dampfwalze“, die die Wirtschaft weltweit hart getroffen habe.  
 

© Unsplash / Bill Oxford   
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Aber: Trotz dieses gewaltigen Schocks konnte die deutsche Wirtschaft das für ihn 
wichtigste Maastricht-Kriterium halten: „die Schulden im Verhältnis zum Sozialprodukt 
auf unter 60 Prozent zu drücken.“ 
Dies habe gezeigt, dass die Haushaltskonsolidierung ein wichtiges Instrument sei, um aus 
der Krise herauszukommen und auf den Wachstumspfad zurückzufinden. 
 
Schuldenbremse entscheidend 
Zudem benannte Linnemann vier Punkte, die nun zur Überwindung der Corona-Krise 
nötig seien: Erstens wären da die Wirtschaftshilfen, zweitens bräuchte man eine bessere 
Verlustverrechnung, drittens seien Stufenpläne für die Öffnung der Wirtschaft vonnöten 
und viertens müssten dringend bessere Rahmenbedingungen geschaffen werden – „in 
Bezug auf die Digitalisierung, konkret auf die Disruption“, so der Fraktionsvize.  
Denn mit datenbasierten Instrumenten könnten neue Geschäftsmodelle geschaffen werden. 
All das jedoch gelinge nur, schloss Linnemann, „indem wir an der 
Haushaltskonsolidierung festhalten. Die Schuldenbremse ist das entscheidende 
Disziplinierungsinstrument, damit wir nachhaltig im Lichte dessen – nämlich der 
finanziellen Spielräume für nachfolgende Generationen – Politik machen können.“ 
 
Entfesselung nötig 
Der wirtschafts- und energiepolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Joachim Pfeiffer, wies darauf hin, dass andere Länder augenscheinlich besser mit den 
wirtschaftlichen Auswirkungen der Krise zurechtkämen: „Während wir 2020 5 Prozent 
Minus hatten, gab es in China 2,3 Prozent Wachstum.“ Deshalb müsse man schnell und 
entschieden handeln, das bedeutet, man benötige eine „Entfesselung“. Und: Das 
Belastungsmoratorium für die Wirtschaft sei zwingend einzuhalten: Wir bräuchten keine 
Steuererhöhungen, schloss Pfeiffer, – denn „die wären Gift in der Krise und nach der 
Krise.“ Deutschland benötige stattdessen solide Finanzen – gerade für die Gestaltung der 
Zukunft.  
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PLENARREDEN UND MEHR  

Sebastian Brehm auf YouTube folgen  
 

Neben Facebook und Instagram gibt es nun auch einen YouTube-Kanal von Sebastian 

Brehm. Neben allen Plenarreden wird es hier künftig auch neue, spannende 

Videoformate geben.  

 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Mit nur einem Klick sind Sie gut  

informiert.  

 

 

Folgen Sie bitte diesem Link und  

abonnieren Sie Sebastian Brehm auf YouTube! 

https://www.youtube.com/channel/UCaiXiBOLOCRxFcoUW6jRYtg
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BUNDESTAG BESCHLIESST REGISTERMODERNISIERUNGSGESETZ  

Meilenstein auf dem Weg zur digitalen Verwaltung  
 

Im Deutschen Bundestag fand in dieser Woche die abschließende Beratung des 

Registermodernisierungsgesetzes statt. 

 

 
 

 
Wer will das nicht: Führerschein oder Elterngeld bequem von zu Hause beantragen, ohne 
die lästige Vorlage von Kopien von Personalausweis und Geburtsurkunde. Wir alle 
erwarten, dass Verwaltungsleistungen so einfach genutzt werden können wie zum Beispiel 
Online-Banking. Das jetzt vom Bundestag beschlossene Registermodernisierungsgesetz ist 
wegweisend für eine bürgerfreundliche und digitale Verwaltung. Künftig gilt: Schluss mit 
der Zettelwirtschaft. Das Registermodernisierungsgesetz schafft auf der Basis der Steuer-
Identifikationsnummer ein registerübergreifendes Identitätsmanagement für die digitale 
Verwaltung. Bürgerinnen und Bürger müssen künftig nicht mehr bei jeder Beantragung 
von Verwaltungsleistungen ihre in staatlichen Registern gespeicherten Daten umständlich 
heraussuchen und neu eingeben. Der dabei vorgesehene Datenschutz genügt höchsten 
Ansprüchen, und die Nutzung der Identifikationsnummer ist für die Bürgerinnen und 
Bürger jederzeit transparent. Ein leicht nutzbares ‚Datencockpit‘ bietet ihnen eine einfache, 
transparente und zeitnahe Übersicht darüber, welche Daten zwischen welchen Behörden 
übermittelt wurden. 
 
Die Digitalisierung der Verwaltung wird unter Hochdruck vorangetrieben: Bis Ende 2022 
sollen mit der Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes rund 600 Verwaltungsleistungen von 
Bund, Ländern und Kommunen über Verwaltungsportale bequem von zu Hause oder aus 
dem Büro genutzt werden können. Wir haben mit unserem Konjunkturpaket dafür gesorgt, 
dass in den kommenden Jahren rund 3 Milliarden Euro zusätzlich in die Mammutaufgabe 
der Verwaltungsdigitalisierung fließen. 
 
 

© picture alliance /dpa    
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HOLOCAUST-GEDENKTAG 

Warnung vor wachsendem Antisemitismus    
 

Vor dem Hintergrund von 1700 Jahren jüdischen Lebens in Deutschland hat der 
Bundestag in einer feierlichen Stunde der Opfer des Nationalsozialismus gedacht. 
Bundestagspräsident Wolfgang Schäuble nannte es ein „unglaubliches Glück“, dass nach 
den Schrecken der Shoah jüdisches Leben in Deutschland wieder möglich ist. 
„Deutschland ist für Juden wieder eine gute, mit Hoffnungen verbundene Heimat“, sagte 
Gastrednerin Charlotte Knobloch, die Präsidentin der Israelitischen Kultusgemeinde 
München und Oberbayern. 
 

 

 
1700 Jahre jüdisches Leben in Deutschland 
Schäuble erinnerte daran, dass Juden am Rhein lebten, lange bevor es Deutschland gab. Sie 
seien „Teil der deutschen Geschichte“, der hellsten Kapitel und der dunkelsten. Sie hätten 
das Leben auf vielfältigste Weise bereichert. Doch nach dem Menschheitsverbrechen der 
Nationalsozialisten, ihrem Versuch, jüdische Geschichte aus der deutschen, gar aus der 
Weltgeschichte zu tilgen, schien es, als sei jüdisches Leben in Deutschland unmöglich 
geworden. Eine, die daran mitgewirkt habe, ein neues deutsch-jüdisches 
Selbstbewusstsein aufzubauen, sei Charlotte Knobloch. 
 

„Heimat ist Heimat“ 
In bewegenden Worten berichtete die 1932 in München geborene Knobloch von ihrer 
Kindheit und Jugend im Nationalsozialismus, von der Großmutter, die in Theresienstadt 
ermordet worden war, und dem Vater, der - von Zwangsarbeit schwer gezeichnet – 
überlebte und sich nach 1945 für den Wiederaufbau der Jüdischen Gemeinde in München 
engagierte. Sie schilderte auch ihren Wunsch, nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges in  
 
 
 
 

© unsplash.com/Michael Fousert    
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die USA auszureisen, den sie letztlich nie verwirklichte. Als Teil der jüdischen 
Gemeinschaft habe sie versucht, „aus dem Überleben ein Leben zu formen“, das geprägt 
gewesen sei von Trauer, Schmerz und Wut, aber: „Heimat ist Heimat.“ 
 

Die ehemalige Präsidentin des Zentralrats der Juden appellierte an die Politik, die kostbare 
Errungenschaft eines pluralistischen, vitalen deutschen Judentums zu verteidigen. Denn 
judenfeindliches Denken und Reden sei wieder salonfähig geworden. Antisemitismus und 
Rechtsextremismus stellten zunehmend eine Gefahr dar. „Passen Sie auf auf unser Land!“, 
bat sie die Abgeordneten.  
 

Schäuble nannte es „niederschmetternd“, dass unsere Erinnerungskultur nicht vor einer 
Umdeutung der Geschichte, vor Rassismus und Antisemitismus schütze. Gleichwohl 
müsse die Erinnerung an den Zivilisationsbruch der Shoah weitergegeben werden: 
„Unsere kollektive Verantwortung bleibt.“ Deutschland bekenne sich zu einer Zukunft, in 
der Juden ihr Jüdischsein offen, sicher und sichtbar leben können. 
 

Warnung vor Schlussstrich-Debatte 
Für die Generation der Nachfahren der Shoah-Überlebenden sprach Marina Weisband zu 
den Abgeordneten und Gästen. Die in der Ukraine geborene Publizistin und Politikerin, 
die 1993 mit ihrer Familie nach Deutschland kam, beschrieb die mühsame Suche nach 
Identität und Normalität, ihrem Wunsch, „einfach nur Mensch“ zu sein. Zugleich warnte 
sie vor der Debatte über den Schlussstrich. Denn was in der Zeit des Nationalsozialismus 
passiert sei, könne wieder passieren. Es beginne schleichend, unter anderem mit 
Verschwörungstheorien. 
 

Gedenktag von Bundespräsident Herzog vor 25 Jahren eingeführt 
Der Tag des Gedenkens für die Opfer des Nationalsozialismus wurde 1996 vom damaligen 
Bundespräsidenten Roman Herzog eingeführt. Er fällt auf den 27. Januar, den Tag, an dem 
1945 die Überlebenden des Konzentrations- und Vernichtungslagers Auschwitz von 
Soldaten der Roten Armee befreit wurden. Jährlich veranstaltet der Bundestag am 27. 
Januar oder in zeitlicher Nähe eine Gedenkstunde. 
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PLENARREDE ZUR FRISTVERLÄNGERUNG FÜR STEUERERKLÄRUNGEN 

Sebastian Brehm: „Ein gutes und durchdachtes Gesetz!“  
 

In seiner Plenarrede hat Sebastian Brehm den vielen Menschen gedankt, die mit der 
Bearbeitung der wirtschaftlichen Coronahilfen Tag für Tag mit einem hohen 
Arbeitsaufwand befasst sind: der Finanzverwaltung mit den zahlreichen Anträgen auf 
Herabsetzung und Stundung, den Sozialversicherungsträgern mit den Anträgen auf 
Stundung, der Agentur für Arbeit mit der Bearbeitung des Kurzarbeitergeldes, auch den 
bearbeitenden Stellen - in Bayern ist es zum Beispiel die IHK München -, die die Vielzahl 
der Anträge bearbeitet und natürlich auch den Kolleginnen und Kollegen Steuerberater mit 
ihren Teams, die all das beantragen müssen. "Mit der heute beschlossenen 
Fristverlängerung für Steuererklärungen für den Veranlagungszeitraum 2019 nehmen wir 
den Druck aus der Bearbeitung der zahlreichen Aufgaben. Ein gutes und durchdachtes 
Gesetz!" Die vollständige Rede können Sie sich auch auf  der Webseite von Sebastian 
Brehm ansehen! 
 

 

  

Sebastian Brehm, MdB | Dipl.-Kfm., Steuerberater 
Platz der Republik 1 • 11011 Berlin  

  030-227-74074 • Fax 030-227-70072   
  sebastian.brehm@bundestag.de 

 www.sebastianbrehm.de  
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